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aufgenommen bei der am 23.06.2020 abgehaltenen Gemeinderatssitzung im Raiffeisenhaus, Andreas-
Hofer-Straße, Nr. 9. 
 
Am 23.06.2020 um 16:00 Uhr übernimmt Bürgermeister Harald Stauder den Vorsitz und führt unter 
dem Beistand des Generalsekretärs, Herrn Josef Grünfelder, die Anwesenheitskontrolle durch. 
 
Anwesend sind: 
 

 E.A. U.A.  teilweise An- und Abwesenheiten 

1. Harald Stauder    bei Tagesordnungspunkt 03) 

2. Christine Ladurner x    

3. Gabriele Agosti     

4. Ulrike Laimer    bei Tagesordnungspunkt 01) 

5. Valentina Andreis     

6. Horst Margesin     

7. Boris Egger    bei Tagesordnungspunkt 09) 

8. Nikolaus Metz     

9. Werner Gadner    bei Tagesordnungspunkt 07), 08), 09) 

10. Kaspar Platzer     

11. Christian Johann Genetti     

12. Pamela Rungg x    

13. Giulia Grendene x    

14. Karlheinz Schönweger    bei Tagesordnungspunkt 01) 

15. Peter Gruber    bei Tagesordnungspunkt 01), 08), 09) 

16. Norbert Schöpf x    

17. Helga Erika Hillebrand     

18. Joachim Staffler     

19. Anna Holzner     

20. Roland Stauder     

21. Helmuth Holzner     

22. Karl Tratter     

23. Philipp Holzner     

24. Susanna Valtiner    bei Tagesordnungspunkt 07), 08), 09) 

25. Karin Husnelder x    

26. Ernst Winkler     

27. Verena Kraus     
 

Legende: E.A. = entschuldigt abwesend – U.A. = unentschuldigt abwesend   

 

Daraufhin eröffnet der Vorsitzende Harald Stauder die Sitzung. 
 

1. Sitzungsniederschrift der vorangegangenen Ratssitzung. 

 Der Bürgermeister weist daraufhin, dass die Sitzungsniederschrift der vorangegangenen 
Ratssitzung den Räten bereits mit der Einberufungsmitteilung zur heutigen Sitzung übermittelt 
worden ist.  
 
In Ermangelung schriftlicher Berichtigungs- bzw. Ergänzungsanträge gilt die 
Sitzungsniederschrift der vorangegangenen Gemeinderatssitzung gemäß Artikel 19 der 
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geltenden Geschäftsordnung als genehmigt. 
 
 
Die Gemeinderatsmitglieder Ulrike Laimer und Ernst Winkler nehmen die Funktion der 
Stimmzähler wahr. 

 

 

2 Vorstellung des Instrumentes der öffentlich-privaten Partnerschaft. 

 

Berichterstatter: Dr. Thomas Mathá   

 

Nachstehende Ratsmitglieder melden sich bei diesem Tagesordnungspunkt zu Wort: 

 

- Harald Stauder; 

- Verena Kraus; 

- Joachim Staffler; 

- Peter Gruber; 

- Kaspar Platzer. 

 

3. Genehmigung der Abschlussrechnung 2019 der freiwilligen Feuerwehren von Lana und 
Völlan. 

 

 

Berichterstatter:  Horst Margesin 

 

Nachstehende Ratsmitglieder melden sich bei diesem Tagesordnungspunkt zu Wort:  

 

Nach Einsichtnahme,  

in die im Landesgesetz Nr. 15/2002 und der Durchführungsverordnung zur Ordnung der Feuerwehr- 
und Zivilschutzdienste enthaltenen Bestimmungen über die Freiwilligen Feuerwehren und in die von 
den Kommandanten der Freiwilligen Feuerwehren Lana und Völlan vorgelegten Rechnungslegungen 
für das Jahr 2019; 

festgestellt,  

dass die Rechnungslegungen vom jeweiligen Kommandanten und Kassier unterfertigt worden sind; 

dass die Rechnungsführungen in jeder Hinsicht, sei es rechnungs- als verwaltungstechnisch, korrekt 
erscheinen; 

nach Einsichtnahme, 

in die geltende Satzung dieser Gemeinde;  

in den geltenden Haushaltsvoranschlag; 

in den Kodex der örtlichen Körperschaften der Autonomen Region Trentino-Südtirol, genehmigt mit 
Regionalgesetz Nr. 2 vom 03.05.2018; 

in die von den einschlägigen Bestimmungen vorgesehenen Gutachten;  

in den Art. 49 des Kodex der örtlichen Körperschaften bezüglich der eigenen Zuständigkeit;, 
beschließt der Gemeinderat: 

1. die Rechnungslegung für das Finanzjahr 2019 der Freiwilligen Feuerwehr von Lana, mit 21 Ja-
Stimmen, 0 Nein-Stimmen und 0 Enthaltungen bei 21 anwesenden Ratsmitgliedern (entschuldigt 
abwesend: Harald Stauder, Giulia Grendene, Karin Husnelder, Christine Ladurner, Pamela Rungg 
und Norbert Schöpf), gesetzmäßig ausgedrückt durch Handerheben, mit den folgenden 
Endergebnissen zu genehmigen: 
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Freiwillige Feuerwehr Lana Betrag in Euro 
 

I. Teil – Einnahmen  

Kassastand  (01.01.2019) €   16.829,99.- 

Kompetenzgebarung € 170.929,56.- 

Rückständegebarung €            0,00.- 

Gesamtbetrag € 187.759,55.- 

II. Teil – Ausgaben  

Kassaabgang €            0,00.- 

Kompetenzgebarung € 162.854,20.- 

Rückständegebarung €            0,00.- 

Gesamtbetrag € 162.854,20.- 

  

Kassastand bei Jahresabschluss 31.12.2019 €   24.905,35.- 

Verwaltungsüberschuss 2019 €   24.905,35.- 

 

2. die Rechnungslegung für das Finanzjahr 2019 der Freiwilligen Feuerwehr von Völlan mit 21 Ja-
Stimmen,0 Nein-Stimmen und 0 Enthaltungen bei 21 anwesenden Ratsmitgliedern (entschuldigt 
abwesend: Harald Stauder, Giulia Grendene, Karin Husnelder, Christine Ladurner, Pamela Rungg 
und Norbert Schöpf), gesetzmäßig ausgedrückt durch Handerheben, mit den folgenden 
Endergebnissen zu genehmigen: 

 

Freiwillige Feuerwehr Völlan Betrag in Euro 
 

I. Teil – Einnahmen  

Kassastand  (01.01.2019) €   10.464,65.- 

Kompetenzgebarung €   62.065,11.- 

Rückständegebarung €   13.000,00.- 

Gesamtbetrag €   85.529,76.- 

II. Teil – Ausgaben  

Kassaabgang   €            0,00.- 

Kompetenzgebarung €   56.717,64.- 

Rückständegebarung €            0,00.- 

Gesamtbetrag €   56.717,64.- 

  

Kassastand bei Jahresabschluss: 31.12.2019 €   28.812,12.- 
 

Aktivrückstände €  10.885,14. - 

Passivrückstände €           0,00. - 

  

Verwaltungsüberschuss 2019 €   39.697,26.- 

 

3. zur Kenntnis zu nehmen, dass zu Lasten des Gemeindehaushaltes wegen des Bestehens von 
Überschüssen keine Ausgabenverpflichtung übernommen werden muss; 

4. festzuhalten, dass gegenständlicher Beschluss, gemäß Art. 183, Absatz 3, des Kodex der 
örtlichen Körperschaften der Autonomen Region Trentino-Südtirol, genehmigt mit Regionalgesetz 
Nr. 2 vom 03.05.2018, nach erfolgter Veröffentlichung an der Amtstafel der Gemeinde vollziehbar 
wird. 

5. Gemäß Art. 183, Absatz 5, des Kodex der örtlichen Körperschaften der Autonomen Region 
Trentino-Südtirol, genehmigt mit Regionalgesetz Nr. 2 vom 03.05.2018, kann jeder Bürger gegen 
diesen Beschluss während des Zeitraumes seiner Veröffentlichung beim Gemeindeausschuss 
Einspruch erheben. Ferner kann innerhalb von 60 Tagen ab Vollstreckbarkeit des Beschlusses 
beim Regionalen Verwaltungsgericht, Autonome Sektion Bozen, Rekurs eingebracht werden. Im 
Bereich der öffentlichen Vergabe beträgt die Rekursfrist 30 Tage ab Kenntnisnahme (Artt. 119 und 
120 GvD Nr. 104/2010). 
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4. Genehmigung der Abschlussrechnung 2019. 

 

Berichterstatter: Vize-Generalsekretär Matthias Mair und Rechnungsprüfer Dr. Peter Gliera   

 

Nachstehende Ratsmitglieder melden sich bei diesem Tagesordnungspunkt zu Wort: 

 

- Roland Stauder; 

- Ernst Winkler; 

- Kaspar Platzer. 

 

Vorausgeschickt,  

dass gemäß Artikel 227 des GvD. Nr. 267/2000 die Abschlussrechnung für das Jahr 2018 vom 
Gemeinderat bis innerhalb 30. April zu genehmigen ist;  

dass gemäß Artikel 107, Absatz 1, Buchstabe a), des GD Nr. 17/2020, umgewandelt mit Gesetz Nr. 
27/2020, der Termin für die Genehmigung der Abschlussrechnung für das Jahr 2019 auf den 30. Juni 
2020 verschoben wurde;  

dass mit Beschluss des Gemeindeausschusses Nr. 158 vom 09.006.2020 der Entwurf der 
Abschlussrechnung für das Jahr 2018 samt Anlagen genehmigt worden ist;  

dass darauf vorgenannter Entwurf dem Rechnungsrevisor und dem Gemeinderat übermittelt worden 
ist; 

nach Einsichtnahme,  

in die Mitteilung des Aufsichtsamtes Nr. 9/Abt. 7 vom 10.06.2019 (Eingangsprotokoll Nr. 0030800 vom 
11.06.2020);  

in die Abschlussrechnung für das Jahr 2019;  

in den Begleitbericht des Gemeindeausschusses;  

in den Bericht des Rechnungsprüfers;  

in das Landesgesetz Nr. 25 vom 12.12.2016 (Buchhaltungs- und Finanzordnung der Gemeinden und 
Bezirksgemeinschaften);  

in das Urteil des Verfassungsgerichtshofs Nr. 80 vom 07.02.2017;  

in das GvD Nr. 118 vom 23.06.2011 (Bestimmungen im Bereich der Harmonisierung der 
Buchhaltungssysteme);  

in das GvD Nr. 267 vom 18.08.2000 (Einheitstext über die Ordnung der örtlichen Körperschaften);  

in die geltende Verordnung der Gemeinde Lana über das Rechnungswesen;  

in die geltende Satzung der Gemeinde Lana;  

in Kodex der örtlichen Körperschaften der Autonomen Region Trentino-Südtirol, genehmigt mit RG Nr. 
2 vom 03.05.2018;  

in die positiven Gutachten gemäß Art. 185 des Kodex der örtlichen Körperschaften;  

in den Art. 49 des Kodex der örtlichen Körperschaften bezüglich der eigenen Zuständigkeit; 

in die von den einschlägigen Bestimmungen vorgesehenen Gutachten; 

mit 16 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen und 6 Enthaltungen (Peter Gruber, Joachim Staffler, Roland 
Stauder, Philipp Holzner, Susanna Valtiner, Verena Kraus) bei 22 anwesenden Ratsmitgliedern 
(gerechtfertigt abwesend: Christine Ladurner, Pamela Rungg, Giulia Grendene, Norbert Schöpf, Karin 
Husnelder) gesetzmäßig ausgedrückt durch Handerheben, beschließt der Gemeinderat: 

1. die Abschlussrechnung für das Jahr 2019 samt Anlagen mit folgenden Ergebnissen zu 
genehmigen; 
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Haushaltsrechnung 

 

 

 

Rückständei € Kompetenz € Summe € 

    

Kassastand 01.01.2019   8.665.225,09 

Einhebungen 4.908.348,88 18.684.769,82 23.593.118,70 

Zahlungen 1.770.337,79 24.264.263,65 26.034.601,44 

Kassenstand 31.12.2019   6.223.742,35 

Einnahmenrückstände 5.306.749,90 4.758.173,21 10.064.923,11 

Ausgabenrückstände 518.368,46 2.442.305,92 2.960.674,38 

Differenz Rückstände   7.104.248,73 

Zweckgebundener 
Mehrjahresfond für laufende 
Ausgaben 

  87.160,71 

Zweckgebundener 
Mehrjahresfond für 
Investitionsausgaben  

  5.009.398,60 

Verwaltungsergebnis   8.231.431,77 

Zurückgestellter Anteil   888.090,00 

Gebundener Teil   1.092.335,51 

Verfügbarer Teil   6.251.006,26 

 

Vermögensrechnung 

 

 Anfangsbestand 

 

Endbestand 

 

Immaterielles Anlagevermögen 187.453,08 201.714,95 

Sachanlagevermögen 130.964.126,61 136.178.846,72 

Finanzanlagevermögen 129.752,96 866.201,96 

Forderungen 7.257.090,89 10.082.022,15 

Flüssige Mittel 8.665.225,09 6.223.742,35 

Summe Aktiva  147.203.648,63 153.552.528,13 

Eigenkapital 112.889.168,55 124.286.815,36 

Verbindlichkeiten 10.106.204,17 9.336.303,08 

Rechnungsabgrenzungen 24.208.275,91 19.079.409,69 

Summe Passiva 147.203.648,63 153.552.528,13 

 

Erfolgsrechnung 

 

Einkünfte der Gebarung 19.758.223,42 14.797.142,49 

Kosten der Gebarung 14.951.767,51 17.691.499,80 

Finanzeinkünfte  51.344,43 40.591,76 

Finanzlasten 119.431,64 13.598,32 

außerordentl. Einkünfte 584.155,29 5.142.001,68 

außerordentl. Lasten 147.147,58 557.988,24 
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Ergebnis außerord. Gebarung  1.716.649,57 

Erfolgsergebnis  1.461.257,85 

 

2. festzuhalten, dass aus gegenständlicher Maßnahme keine unmittelbare Ausgabe erwächst; 

3. gegenständlichen Beschluss gemäß Art. 183, Abs. 5, des Kodex der örtlichen Körperschaften 
der Autonomen Region Trentino-Südtirol, genehmigt mit RG Nr. 2 vom 03.05.2018, für 
unverzüglich vollziehbar zu erklären, um mit einer weiteren Maßnahme umgehend 
Änderungen am Haushaltsvoranschlag vornehmen zu können. 

Gemäß Art. Art. 183, Absatz 5, des Kodex der örtlichen Körperschaften der Autonomen Region 
Trentino-Südtirol, genehmigt mit Regionalgesetz Nr. 2 vom 03.05.2018, kann jeder Bürger gegen 
diesen Beschluss während des Zeitraumes seiner Veröffentlichung beim Gemeindeausschuss 
Einspruch erheben. Ferner kann innerhalb von 60 Tagen ab Vollstreckbarkeit des Beschlusses beim 
Regionalen Verwaltungsgericht, Autonome Sektion Bozen, Rekurs eingebracht werden. Im Bereich 
der öffentlichen Vergabe beträgt die Rekursfrist 30 Tage ab Kenntnisnahme (Artt. 119 und 120 GvD 
Nr. 104/2010). 

 

 

5. 

 

Änderungen am Haushaltsvoranschlag 2020 - 2022 mit gleichzeitiger Erneuerung des 
einheitlichen Strategiedokuments (ESD) - IV. Maßnahme mit Anwendung des 
Verwaltungsüberschusses. 

 

Berichterstatter:  Vize-Generalsekretär Matthias Mair 

 

Nachstehende Ratsmitglieder melden sich bei diesem Tagesordnungspunkt zu Wort: 

 

- Roland Stauder; 

- Verena Kraus; 

- Joachim Staffler. 

 

 

Vorausgeschickt,  

dass das einheitliche Strategiedokument 2020-2022 mit Beschluss des Gemeinderates Nr. 27 vom 
19.12.2019 genehmigt worden ist; 

dass der Haushaltsvoranschlag 2020-2022 mit Beschluss des Gemeinderates Nr. 28 vom 19.12.2019 
genehmigt worden ist; 

dass gemäß Artikel 175, Absatz 1, des gesetzesvertretenden Dekrets Nr. 267 vom 18.08.2000 i.g.F. 
der Haushaltsvoranschlag im Laufe des Haushaltsjahres für jedes der im Dokument berücksichtigten 
Haushaltsjahre abgeändert werden kann; 

dass gemäß Artikel 11 der geltenden Verordnung über das Rechnungswesen der Gemeinderat 
folgende Haushaltsänderungen vornimmt: 

- Änderungen der Einnahmetitel und Typologien 

- Änderungen der Missionen, Programme und Titel 

festgehalten,  

dass der Gemeinderat in heutiger Sitzung mit Beschluss Nr. 9 vom 23.06.2020 die Abschlussrechnung 
für das Jahr 2019 genehmigt hat, aus welcher ein frei verfügbarer Teil des Verwaltungsüberschusses in 
Höhe von 3.354.583,02  € hervorgeht; 

dass gemäß Artikel 187, Absatz 2, des gesetzesvertretenden Dekrets Nr. 267 vom 18.08.2000 i.g.F. 
der frei verfügbare Teil des Verwaltungsüberschusses mit einer Maßnahme zur Haushaltsänderung für 
folgende Zwecke verwendet werden kann: 

a) zur Deckung der außeretatmäßigen Verbindlichkeiten; 

b) für die Maßnahmen, die sich für die Wahrung des Haushaltsgleichgewichtes laut Artikel 193 für 
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notwendig erweisen, falls die ordentlichen Mittel nicht ausreichen; 

c) für die Finanzierung von Investitionsausgaben, 

d) zur Finanzierung der laufenden Ausgaben, die nicht ständig bestritten werden; 

e) zur vorzeitigen Tilgung von Schulden. 

dass gemäß Artikel 109, Absatz 2, des GD Nr. 18/2020, umgewandelt mit Gesetz Nr. 27/2020, der frei 
verfügbare Teil des Verwaltungsüberschusses, beschränkt auf das Haushaltsjahr 2020, auch für 
laufende Ausgaben verwenden können;  

dass gemäß Punkt 9.2, Anlage Nr. 4/2, des gesetzesvertretenden Dekrets Nr. 118 vom 23.06.2011 
i.g.F. der Verwaltungsüberschuss nur in das erste Finanzjahr des Haushaltsvoranschlages eingebaut 
werden kann;  

dass mit gegenständlicher Haushaltsänderung die Haushaltsgleichgewichte gemäß Art. 162, Absatz 6, 
des gesetzesvertretenden Dekrets Nr. 267 vom 18.08.2000 gewahrt werden;  

dass gemäß Artikel 1, Absätze 819 – 826 des Gesetzes Nr. 145 vom 30.12.2018 (staatliches 
Haushaltsgesetz für 2019), in Umsetzung der Urteile des Verfassungsgerichtshofes Nr. 247/2017 und 
Nr.101/2018, die Gemeinden den zweckgebundenen Mehrjahresfond sowie den 
Verwaltungsüberschuss für die Einhaltung des Bilanzausgleichs ab 2019 im vollen Ausmaß verwenden 
können. Der Ausgleich ist gegeben, wenn das Ergebnis der Kompetenz laut Aufstellung des 
Bilanzausgleichs in der Anlage zur Rechnungslegung (Anlage Nr. 10 des GvD Nr. 118/2011) nicht 
negativ ist; 

dass die Anwendung des Verwaltungsüberschusses auch Verschiebungen und Änderungen der 
Finanzierungsart zur Folge hat;  

dass mit gegenständlicher Haushaltsänderung die entsprechenden Änderungen vorgenommen 
werden;  

nach Einsichtnahme,  

in den vorgelegten Entwurf zur Haushaltsänderung;  

in das positive Gutachten des Rechnungsprüfers; 

in das Landesgesetz Nr. 25 vom 12.12.2016 (Buchhaltungs- und Finanzordnung der Gemeinden und 
Bezirksgemeinschaften);  

in das Urteil des Verfassungsgerichtshofs Nr. 80 vom 07.02.2017;  

in das GvD Nr. 118 vom 23.06.2011 (Bestimmungen im Bereich der Harmonisierung der 
Buchhaltungssysteme);  

in das GvD Nr. 267 vom 18.08.2000 (Einheitstext über die Ordnung der örtlichen Körperschaften);  

in die geltende Verordnung der Gemeinde Lana über das Rechnungswesen;  

in die geltende Satzung der Gemeinde Lana;  

in den Kodex der örtlichen Körperschaften der Autonomen Region Trentino-Südtirol, genehmigt mit RG 
Nr. 2 vom 03.05.2018;  

in die positiven Gutachten gemäß Art. 185 des Kodex der örtlichen Körperschaften;  

in den Art. 49 des Kodex der örtlichen Körperschaften bezüglich der eigenen Zuständigkeit; 

mit 16 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen und 6 Enthaltungen (Peter Gruber, Joachim Staffler, Roland 
Stauder, Philipp Holzner, Susanna Valtiner, Verena Kraus) bei 22 anwesenden Ratsmitgliedern 
(gerechtfertigt abwesend: Christine Ladurner, Pamela Rungg, Giulia Grendene, Norbert Schöpf, Karin 
Husnelder), gesetzmäßig ausgedrückt durch Handerheben, beschließt aus den im Vorspann 
angeführten Gründen: der Gemeinderat: 

1. die Änderungen am Haushaltsvoranschlag 2020-2022 zu genehmigen; 

2. in weiterer Folge die Abänderung des einheitlichen Strategiedokuments 2020-2022 bzw. des 
Dreijahresprogramms der öffentlichen Arbeiten und Investitionen zu genehmigen; 

3. folgende Unterlagen bilden wesentlichen Bestandteil gegenständlichen Beschlusses und 
werden genehmigt: 

a) Haushaltsvoranschlag 2020-2022 - IV. Haushaltsänderung - a) Verwendung des 
Verwaltungsüberschusses 2019 (d3 E100423508) 

b) Haushaltsvoranschlag 2020-2022 - IV. Haushaltsänderung - b) Änderung der Finanzierungsart 
(d3 E100423507) 
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c) Dreijahresprogramm der öffentlichen Arbeiten und Investitionen. IV. Abänderung (d3 
E100423512) 

4. folgende Unterlagen bilden, auch wenn nicht materiell beigelegt, wesentlichen Bestandteil 
gegenständlichen Beschlusses und werden genehmigt: 

a) Überprüfung der allgemeinen Haushaltsgleichgewichte gemäß Art. 162, Absatz 6, des 
gesetzesvertretenden Dekrets Nr. 267/2000 (d3 E100423505); 

b) Gutachten des Rechnungsprüfers. 

5. festzuhalten, dass aus gegenständlicher Maßnahme keine unmittelbare Ausgabe erwächst; 

6. gegenständlichen Beschluss gemäß Art. 183, Abs. 5, des Kodex der örtlichen Körperschaften 
der Autonomen Region Trentino-Südtirol, genehmigt mit RG Nr. 2 vom 03.05.2018, für 
unverzüglich vollziehbar zu erklären, um gegenständliche Haushaltsänderung umgehend 
anwenden zu können. 

Gemäß Art. Art. 183, Absatz 5, des Kodex der örtlichen Körperschaften der Autonomen Region 
Trentino-Südtirol, genehmigt mit Regionalgesetz Nr. 2 vom 03.05.2018, kann jeder Bürger gegen 
diesen Beschluss während des Zeitraumes seiner Veröffentlichung beim Gemeindeausschuss 
Einspruch erheben. Ferner kann innerhalb von 60 Tagen ab Vollstreckbarkeit des Beschlusses beim 
Regionalen Verwaltungsgericht, Autonome Sektion Bozen, Rekurs eingebracht werden. Im Bereich der 
öffentlichen Vergabe beträgt die Rekursfrist 30 Tage ab Kenntnisnahme (Artt. 119 und 120 GvD 
Nr. 104/2010). 
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6. Haushaltsvoranschlag 2020-2022 - V. Haushaltsänderung. 

 

Berichterstatter:   

 

Nachstehende Ratsmitglieder melden sich bei diesem Tagesordnungspunkt zu Wort: 

 

 

 

Vorausgeschickt,  

dass das einheitliche Strategiedokument 2020 - 2022 mit Beschluss des Gemeinderates Nr. 27 vom 
19.12.2019 genehmigt worden ist; 

dass der Haushaltsvoranschlag 2020 - 2022 mit Ratsbeschluss Nr. 28 vom 19.12.2019 genehmigt 
worden ist; 

dass gemäß Artikel 175, Absatz 1, des gesetzesvertretenden Dekrets Nr. 267 vom 18.08.2000 i.g.F. der 
Haushaltsvoranschlag im Laufe des Haushaltsjahres für jedes der im Dokument berücksichtigten 
Haushaltsjahre abgeändert werden kann; 

dass gemäß Art. 11 der geltender Verordnung über das Rechnungswesen, genehmigt mit 
Gemeinderatsbeschluss Nr. 41 vom 20.12.2016, der Gemeinderat folgende Haushaltsänderungen 
vornimmt: 

- Änderungen der Einnahmetitel und Typologien 

- Änderungen der Missionen, Programme und Titel 

festgehalten,  

das mit gegenständlicher Haushaltsänderung die Haushaltsgleichgewichte gemäß Art. 162, Absatz 6, 
des gesetzesvertretenden Dekrets Nr. 267 vom 18.08.2000 gewahrt werden; 

nach Einsichtnahme, 

in den vorgelegten Entwurf zur Haus-haltsänderung; 

in das positive Gutachten des Rechnungsprüfers, 

in das Landesgesetz Nr. 25 vom 12.12.2016 (Buchhaltungs- und Finanzordnung der Gemeinden und 
Bezirksgemeinschaften); 

in das Urteil des Verfassungsgerichtshofs Nr. 80 vom 07.02.2017;  

in das GvD Nr. 118 vom 23.06.2011 (Bestimmungen im Bereich der Harmonisierung der 
Buchhaltungssysteme) ;  

in das GvD Nr. 267 vom 18.08.2000 (Einheitstext über die Ordnung der örtlichen Körperschaften);  

in die geltende Verordnung der Gemeinde Lana über das Rechnungswesen;   

in die geltende Satzung der Gemeinde Lana;  

in den Kodex der örtlichen Körperschaften der Autonomen Region Trentino-Südtirol, genehmigt mit RG 
Nr. 2 vom 03.05.2018;  

in die positiven Gutachten gemäß Art. 185 des Kodex der örtlichen Körperschaften;  

in den Art. 49 des Kodex der örtlichen Körperschaften bezüglich der eigenen Zuständigkeit;  

mit 16 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen und 6 Enthaltungen (Peter Gruber, Joachim Staffler, Roland 
Stauder, Philipp Holzner, Susanna Valtiner, Verena Kraus) bei 22 anwesenden Ratsmitgliedern 
gerechtfertigt abwesend: Christine Ladurner, Pamela Rungg, Giulia Grendene, Norbert Schöpf, Karin 
Husnelder), gesetzmäßig ausgedrückt durch Handerheben, beschließt der Gemeinderat: 

1) die Änderungen am Haushaltsvoranschlag 2020 - 2022 mit folgenden zusammengefassten Ergebnis 
zu genehmigen:  
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Mehreinnahmen  2020  

Einnahmen (Titel II)  75.111,00  

Einnahmen (Titel IV)  396.407,76  

Summe Mehreinnahmen  471.518,76  

 

Mehrausgaben  2020  

Ausgaben (Titel I)  283.500,00  

Ausgaben (Titel II)  396.407,76  

Summe Mehrausgaben  679.907,76  

Minderausgaben  2020  

Ausgaben (Titel II)  -208.389,00  

Summe 
Minderausgaben  -208.389,00  

 

 

2) in weiterer Folge die Abänderung des einheitlichen Strategiedokuments 2020 – 2022 zu 
genehmigen,  

3) folgende Unterlagen bilden wesentlichen Bestandteil gegenständlichen Beschlusses und werden 
genehmigt: 

a) Haushaltsvoranschlag 2020 - 2022. V. Haushaltsänderung (d3 E100424224); 

b) Dreijahresprogramm der öffentlichen Arbeiten und Investitionen V. Abänderung (d3 
E100423840); 

4) folgende Unterlagen bilden, auch wenn nicht materiell beigelegt, wesentlichen Bestandteil 
gegenständlichen Beschlusses und werden genehmigt: 

a) Überprüfung der allgemeinen Haushaltsgleichgewichte gemäß Art. 162, Absatz 6, des 
gesetzesvertretenden Dekrets Nr. 267/2000 (d3 E100423890); 

5) eine Kopie dieses Beschlusses dem Schatzmeister für seine Obliegenheiten sowie dem 
Rechnungsprüfer zu übermitteln; 

6) festzuhalten, dass aus gegenständlicher Maßnahme keine unmittelbare Ausgabe erwächst; 

7) gegenständlichen Beschluss gemäß Art. 183, Abs. 5, des Kodex der örtlichen Körperschaften der 
Autonomen Region Trentino-Südtirol, genehmigt mit RG Nr. 2 vom 03.05.2018, für unverzüglich 
vollziehbar zu erklären, um gegenständliche Haushaltsänderung umgehend anwenden zu können. 

Gemäß Art. Art. 183, Absatz 5, des Kodex der örtlichen Körperschaften der Autonomen Region Trentino-
Südtirol, genehmigt mit Regionalgesetz Nr. 2 vom 03.05.2018, kann jeder Bürger gegen diesen Be-
schluss während des Zeitraumes seiner Veröffentlichung beim Gemeindeausschuss Einspruch erheben. 
Ferner kann innerhalb von 60 Tagen ab Vollstreckbarkeit des Beschlusses beim Regionalen 
Verwaltungsgericht, Autonome Sektion Bozen, Rekurs eingebracht werden. Im Bereich der öffentlichen 
Vergabe beträgt die Rekursfrist 30 Tage ab Kenntnisnahme (Artt. 119 und 120 GvD Nr. 104/2010). 
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7. Haushalt 2020 - Überprüfung der Sicherung des Gleichgewichts im Haushalt. 

 

Berichterstatter:   

 

Nachstehende Ratsmitglieder melden sich bei diesem Tagesordnungspunkt zu Wort: 

 

- Vize-Generalsekretär Matthias Mair 

 

 

Vorausgeschickt,  

dass Art. 193 des GvD Nr. 267 vom 18.08.2000 (TUEL) folgendes vorsieht: 

„1. Die örtlichen Körperschaften müssen während der Gebarung und mit den Haushaltsänderungen 
den Finanzausgleich wahren; ebenfalls ist im Haushaltsvoranschlag das Gleichgewicht hinsichtlich 
der Deckung der laufenden Ausgaben und der Finanzierung der Investitionen nach den in diesem 
Einheitstext vorgesehenen Bestimmungen, mit besonderem Bezug auf die Kompetenz- und 
Kassengleichgewichte gemäß Artikel 162, Absatz 6. 

2. In den in der internen Verordnung betreffend das Rechnungswesen festgesetzten Fristen, und 
jedenfalls mindestens einmal innerhalb 31. Juli eines jeden Jahres, verfasst der Rat mit Beschluss 
einen Bericht zur Bestätigung über das Weiterbestehen der generellen Haushaltsgleichgewichte oder 
ergreift im Falle der negativen Feststellung zugleich: 

a) alle erforderlichen Maßnahmen um das Gleichgewicht wiederherzustellen, wenn aus den Daten der 
Finanzgebarung ein Gebarungs- oder Verwaltungsfehlbetrag oder eine unausgeglichene Kompetenz-, 
Kassen- oder Rückständegebarung hervorgeht, 

b) alle Ausgleichsmaßnahmen für eventuelle Schulden laut Artikel 194,  

c) die notwendigen Maßnahmen, um den Fonds für zweifelhafte Forderungen, welcher im 
Verwaltungsergebnis zurückgelegt wurde, bei schwerwiegender unausgeglichener Rückstände-
gebarung, anzupassen.  

Der Beschluss wird der Abschlussrechnung des betreffenden Haushaltsjahres beigelegt. 

3. Hinsichtlich der Zwecke laut Absatz 2 und unbeschadet der Bestimmungen laut Artikel 194, Absatz 
2 können für das laufende Jahr und die beiden darauf folgenden Jahre die möglichen 
Ausgabeneinsparungen und alle Einnahmen, mit Ausnahme derjenigen, die aus der Aufnahme von 
Darlehen stammen, und derjenigen mit besonderer Zweckbindung, sowie die Erträge aus der 
Veräußerung von verfügbaren Vermögensgütern und aus sonstigen Investitionseinnahmen in Bezug 
auf Unausgeglichenheiten des Kapitalanteils herangezogen werden. Sofern der Ausgleich mit diesen 
Modalitäten nicht möglich ist, kann der frei verfügbare Anteil des Verwaltungsergebnisses verwendet 
werden. Zur Wiederherstellung des Haushaltsgleichgewichtes kann die Körperschaft in Abweichung 
von Artikel 1 Absatz 169 des Gesetzes vom 27. Dezember 2006, Nr. 296, die Tarife und Steuersätze 
bezüglich der in ihren Zuständigkeitsbereich fallenden Abgaben innerhalb der Frist laut Absatz 2 
ändern. 

4. Die Nichtanwendung der in diesem Artikel vorgesehenen Maßnahmen zur Wiederherstellung des 
Haushaltsgleichgewichtes ist mit der Nichtgenehmigung des Haushaltsvoranschlages gemäß Artikel 
141 gleichzusetzen, mit Anwendung des Verfahrens gemäß Absatz 2 selbigen Artikels.“ 

festgestellt,  

dass aus dem Bericht der Buchhaltung über die Sicherung des Gleichgewichts im Haushalt 
hervorgeht, dass sich der Haushalt 2020 im Gleichgewicht befindet;  

nach Einsichtnahme 

in die Mitteilung des Aufsichtsamtes Nr. 9/Abt. 7 vom 10.06.2019 (Eingangsprotokoll Nr. 0030800 vom 
11.06.2020);  
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in das Landesgesetz Nr. 25 vom 12.12.2016 (Buchhaltungs- und Finanzordnung der Gemeinden und 
Bezirksgemeinschaften);  

in das Urteil des Verfassungsgerichtshofs Nr. 80 vom 07.02.2017;  

in das GvD Nr. 118 vom 23.06.2011 (Bestimmungen im Bereich der Harmonisierung der 
Buchhaltungssysteme) ;  

in das GvD Nr. 267 vom 18.08.2000 (Einheitstext über die Ordnung der örtlichen Körperschaften);  

in die geltende Verordnung der Gemeinde Lana über das Rechnungswesen;  

in die geltende Satzung dieser Gemeinde;  

in den geltenden Haushaltsvoranschlag; 

in den Kodex der örtlichen Körperschaften der Autonomen Region Trentino-Südtirol, genehmigt mit 
Regionalgesetz Nr. 2 vom 03.05.2018; 

in die von den einschlägigen Bestimmungen vorgesehenen Gutachten; 

mit 15 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen und 5 Enthaltungen (Peter Gruber, Joachim Staffler, Roland 
Stauder, Philipp Holzner, Verena Kraus) bei 20 anwesenden Ratsmitgliedern (gerechtfertigt 
abwesend: Christine Ladurner, Werner Gadner, Pamela Rungg, Giulia Grendene, Norbert Schöpf, 
Susanna Valtiner, Karin Husnelder), gesetzmäßig ausgedrückt durch Handerheben, beschließt der 
Gemeinderat: 

1. den Bericht der Buchhaltung über die Sicherung des Gleichgewichts im Haushalt betreffend das 
Haushaltsjahr 2020 samt Anlagen zu genehmigen, welcher wesentlichen Bestandteil 
gegenständlichen Beschlusses darstellt; 

2.  festzuhalten, dass sich der Haushalt 2020 zum gegenwärtigen Zeitpunkt im Ausgleich befindet 
und somit keine weiteren Maßnahmen zur Herstellung des Gleichgewichts erforderlich sind; 

3. eine Abschrift gegenständlicher Maßnahme der Abschlussrechnung des Haushaltsjahres 2020 
beizulegen. 

Gemäß Art. 183, Absatz 5, des Kodex der örtlichen Körperschaften der Autonomen Region Trentino-
Südtirol, genehmigt mit Regionalgesetz Nr. 2 vom 03.05.2018, kann jeder Bürger gegen diesen 
Beschluss während des Zeitraumes seiner Veröffentlichung beim Gemeindeausschuss Einspruch 
erheben. Ferner kann innerhalb von 60 Tagen ab Vollstreckbarkeit des Beschlusses beim Regionalen 
Verwaltungsgericht, Autonome Sektion Bozen, Rekurs eingebracht werden. Im Bereich der 
öffentlichen Vergabe beträgt die Rekursfrist 30 Tage ab Kenntnisnahme (Artt. 119 und 120 GvD 
Nr. 104/2010). 

 

Bericht über die Sicherung des Gleichgewichts  
betreffend das Haushaltsjahr 2020 

* * * 
Gemäß Art. 193 des GvD Nr. 267 vom 18.08.2000 (TUEL) ist vorgesehen, dass die örtlichen 
Körperschaften während der Gebarung und mit den Haushaltsänderungen den Finanzausgleich zu 
wahren haben und der Gemeinderat mindestens einmal innerhalb 31. Juli eines jeden Jahres einen 
entsprechenden Beschluss fasst, mit welchem die Haushaltsgleichgewichte bestätigt oder, im Falle 
einer negativen Feststellung, entsprechende Gegenmaßnahmen ergriffen werden. 
Nach Einsichtnahme in die Buchhaltungsunterlagen, insbesondere in das Einheitliche 
Strategiedokument (ESD), genehmigt mit Beschluss des Gemeinderates Nr. 27 vom 19.12.2019, in 
den Haushaltsvoranschlag 2020 – 2022, genehmigt mit Beschluss des Gemeinderates Nr. 28 vom 
19.12.2019, sowie in die bisherigen Haushaltsänderungen, wird bestätigt, dass sich der Haushalt 2020 
zum gegenwärtigen Zeitpunkt im Ausgleich befindet. Insbesondere wird festgehalten, dass aus den 
Daten der Finanzgebarung kein Gebarungs- oder Verwaltungsfehlbetrag oder eine unausgeglichene 
Kompetenz-, Kassen- oder Rückständegebarung hervorgeht (siehe Anlagen), dass derzeit keine 
außeretatmäßigen Verbindlichkeiten bestehen, und dass der Fonds für zweifelhafte Forderungen 
angemessen ist. 
 
Anlagen 

- zusammenfassende Gesamtübersicht 
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- Gesamtübersicht Rückstände 
 

- Haushaltsausgleich  
 

- Fonds für zweifelhafte Foderungen 
 

- Kassagebarung 
 
Lana, 17.06.2020 
 
Dr. Matthias Mair   Andrea De Martino    Dr. Peter Gliera 
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8. Erhöhung Gemeindeaufenthaltsabgabe ab 01.01.2022. 

 

Berichterstatter:   

 

Nachstehende Ratsmitglieder melden sich bei diesem Tagesordnungspunkt zu Wort: 

 

 

Vorausgeschickt, 

dass Artikel 8, Absatz 2 des Dekretes des Landeshauptmannes vom 1. Februar 2013, Nr. 4 i.g.F., 
Folgendes festlegt: „Die Gemeinde kann mit Beschluss des Gemeinderates die 
Gemeindeaufenthaltsabgabe generell oder für besondere Vorhaben auf maximal 2,50 Euro erhöhen, 
sofern ein entsprechendes Gutachten der örtlich zuständigen, im betreffenden Landesverzeichnis 
eingetragenen Tourismusorganisation vorliegt. Die Erhöhung betrifft alle Beherbergungskategorien 
laut Artikel 1, Absatz 2 des Landesgesetzes und hat grundsätzlich proportional zu erfolgen. In diesem 
Fall wird die Erhöhung auf 10 Cent aufgerundet. Bei Diensten und Aktionen, die alle 
Beherbergungskategorien betreffen, kann die Erhöhung allerdings auch für alle 
Beherbergungskategorien im selben Ausmaß mit einem bestimmten Betrag erfolgen. Sämtliche 
Einnahmen aus der Erhöhung werden der örtlich zuständigen Tourismusorganisation zugewiesen, 
unbeschadet der Bestimmungen laut Artikel 6“; 

dass laut Artikel 8, Absatz 2/bis des Dekretes des Landeshauptmannes vom 1. Februar 2013, Nr. 4 
i.g.F., mit welchem festgelegt wird, dass die Erhöhung laut Absatz 2 als Zusatzbetrag zur 
Gemeindeaufenthaltsabgabe zu verstehen ist laut Absatz 1 und 1/bis derselben Dekretes; 

dass mit Beschluss des Gemeinderates vom 12.11.2014, Nr. 29, im Sinne des Artikels 8, Absatz 2, 
des Dekretes des Landeshauptmannes vom 1. Februar 2013, Nr. 4 i.g.F., eine Erhöhung im selben 
Ausmaß von 0,30 Euro der Gemeindeaufenthaltsabgabe beschlossen worden ist, und dass, laut die 
vom Artikel 8, Absatz 1, vorgesehene Beträge, für das Jahr 2017 die Gemeindeaufenthaltsabgabe pro 
Person und Übernachtung in folgendem Ausmaß galt:  
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a) Euro 1,60 für die Beherbergungsbetriebe laut Artikel 5 des Landesgesetzes vom 14. De-
zember 1988, Nr. 58 mit einer Einstufung von vier Sternen, vier Sternen „superior“ und fünf 
Sternen; 

b) Euro 1,30 für die Beherbergungsbetriebe laut Artikel 5 des Landesgesetzes vom 14. De-
zember 1988, Nr. 58 mit einer Einstufung von drei Sternen und drei Sternen „superior“; 

c) Euro 1,00 für alle anderen Beherbergungsbetriebe laut Artikel 1, Absatz 2 des 
Landesgesetzes vom 16. Mai 2012, Nr. 9; 

aufgrund der Bestimmungen des Artikel 8, Absätze 1/bis und 2/bis des Dekretes des 
Landeshauptmannes vom 1. Februar 2013, Nr. 4 i.g.F., in Verbindung mit dem vorgenannten 
Beschluss des Gemeinderates vom 12.11.2014, Nr. 29 die Gemeindeaufenthaltsabgabe ab dem Jahr 
2018 pro Person und Übernachtung insgesamt wie folgt beträgt:  

a. Euro 1,90 für die Beherbergungsbetriebe laut Artikel 5 des Landesgesetzes vom 14. Dezember 
1988, Nr. 58 mit einer Einstufung von vier Sternen, vier Sternen „superior“ und fünf Sternen; 

b. Euro 1,50 für die Beherbergungsbetriebe laut Artikel 5 des Landesgesetzes vom 14. Dezember 
1988, Nr. 58 mit einer Einstufung von drei Sternen und drei Sternen „superior“; 

c. Euro 1,15 für alle anderen Beherbergungsbetriebe laut Artikel 1, Absatz 2 des Landesgesetzes 
vom 16. Mai 2012, Nr. 9. 

dass mit Beschluss des Gemeinderates vom 15.05.2018, Nr. 14, die Höhe der 
Gemeindeaufenthaltsabgabe geltend für das Jahr 2018 auch für die kommenden Jahre, sprich 2019 
und folgende, bestätigt wurde; 

nach Einsichtnahme, 

in das Ansuchen und das Gutachten vom 15.05.2020, Eingangsprotokoll Nr. 0021769 der örtlich 
zuständigen, im betreffenden Landesverzeichnis eingetragenen Tourismusorganisation und zwar des 
Tourismusvereins Lana und Umgebung um Erhöhung der Gemeindeaufenthaltsabgabe um 55% pro 
Kategorie und Übernachtung ab 01.01.2022; 

in die Bestimmungen des Art. 52 des gesetzesvertretenden Dekretes vom 15. Dezember 1997, Nr. 
446 i.g.F.; 

in das Landesgesetz vom 16. Mai 2012, Nr. 9 i.g.F. betreffend die Finanzierung im Tourismus; 

in das Landesgesetz vom 19. September 2017, Nr. 15 i.g.F. betreffend die Ordnung der 
Tourismusorganisationen; 

in das Dekret des Landeshauptmannes vom 1. Februar 2013, Nr. 4 i.g.F. betreffend die 
Durchführungsverordnung zur Gemeindeaufenthaltsabgabe; 

in den Artikel 8, Absatz 1/bis des Dekretes des Landeshauptmannes vom 1. Februar 2013, Nr. 4 
i.g.F., mit welchem Folgendes festgelegt wird: „Ab 1. Jänner 2018 wird die 
Gemeindeaufenthaltsabgabe laut Absatz 1 pro Übernachtung in folgendem Ausmaß bestimmt: 

 

a. 1,60 Euro für die Beherbergungsbetriebe laut Artikel 5 des Landesgesetzes vom 14. Dezember 
1988, Nr. 58, mit einer Einstufung von vier Sternen, vier Sternen „Superior“ und fünf Sternen, 

b. 1,20 Euro für die Beherbergungsbetriebe laut Artikel 5 des Landesgesetzes vom 14. Dezember 
1988, Nr. 58, mit einer Einstufung von drei Sternen und drei Sternen „Superior“, 

c. 0,85 Euro für alle anderen Beherbergungsbetriebe laut Artikel 1 Absatz 2 des Landesgesetzes“; 

in die Verordnung über die Einführung und Anwendung der Gemeindeaufenthaltsabgabe, welche mit 
Beschluss des Gemeinderates vom 26.06.2018 Nr. 22 genehmigt worden ist; 

dafürgehalten,  

dass die Gemeindeaufenthaltsabgabe generell und proportional für alle im Art. 1, Abs. 2 des LG Nr. 
9/2012 vorgesehenen Beherbergungskategorien erhöht werden soll; 

zur Kenntnis genommen,  

dass sämtliche Einnahmen aus der Erhöhung der örtlich zuständigen, im betreffenden 
Landesverzeichnis eingetragenen Tourismusorganisation zu überweisen sind, unbeschadet der 
Bestimmungen laut Artikel 6 des Dekretes des Landeshauptmannes Nr. 4/2013; 
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dass gegenständlicher Beschluss dem Finanzministerium über das Portal 
www.portalefederalismofiscale.gov.it telematisch übermittelt werden muss; 

nach weiterer Einsichtnahme, 

in die geltende Satzung dieser Gemeinde;  

in den geltenden Haushaltsvoranschlag; 

in den Kodex der örtlichen Körperschaften der Autonomen Region Trentino-Südtirol, genehmigt mit 
Regionalgesetz Nr. 2 vom 03.05.2018; 

in die von den einschlägigen Bestimmungen vorgesehenen Gutachten; 

mit 17 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen und 2 Enthaltungen (Kaspar Platzer, Philipp Holzner) bei 19 
anwesenden Ratsmitgliedern (gerechtfertigt abwesend: Christine Ladurner, Werner Gadner, Pamela 
Rungg, Giulia Grendene, Peter Gruber, Norbert Schöpf, Susanna Valtiner, Karin Husnelder), 
gesetzmäßig ausgedrückt durch Handerheben, beschließt der Gemeinderat: 

1. gemäß Artikel 8, Absatz 2 des Dekretes des Landeshauptmannes Nr. 4/2013 und nach 
Berücksichtigung des Gutachtes der örtlich zuständigen, im betreffenden Landesverzeichnis 
eingetragenen Tourismusvereinigung für alle Beherbergungskategorien laut Artikel 1, Absatz 2 
des LG Nr. 9/2012 die proportionale Erhöhung der Gemeindeaufenthaltsabgabe. Die Erhöhung 
hat Wirkung ab dem 1. Jänner 2022 und die Gemeindeaufenthaltsabgabe wird pro Person und 
Übernachtung insgesamt wie folgt betragen: 

a. Euro 2,50 für die Beherbergungsbetriebe laut Artikel 5 des Landesgesetzes vom 14. Dezember 
1988, Nr. 58 mit einer Einstufung von vier Sternen, vier Sternen „superior“ und fünf Sternen; 

b. Euro 1,90 für die Beherbergungsbetriebe laut Artikel 5 des Landesgesetzes vom 14. Dezember 
1988, Nr. 58 mit einer Einstufung von drei Sternen und drei Sternen „superior“; 

c. Euro 1,35 für alle anderen Beherbergungsbetriebe laut Artikel 1, Absatz 2 des Landesgesetzes 
vom 16. Mai 2012, Nr. 9. 

2. festzuhalten, dass aus gegenständlicher Maßnahme keine Ausgabe erwächst; 

3. festzuhalten, dass gegenständlicher Beschluss, gemäß Art. 183, Absatz 3, des Kodex der 
örtlichen Körperschaften der Autonomen Region Trentino-Südtirol, genehmigt mit Regionalgesetz 
Nr. 2 vom 03.05.2018, nach erfolgter Veröffentlichung an der Amtstafel der Gemeinde vollziehbar 
wird. 

Gemäß Art. Art. 183, Absatz 5, des Kodex der örtlichen Körperschaften der Autonomen Region 
Trentino-Südtirol, genehmigt mit Regionalgesetz Nr. 2 vom 03.05.2018, kann jeder Bürger gegen 
diesen Beschluss während des Zeitraumes seiner Veröffentlichung beim Gemeindeausschuss 
Einspruch erheben. Ferner kann innerhalb von 60 Tagen ab Vollstreckbarkeit des Beschlusses beim 
Regionalen Verwaltungsgericht, Autonome Sektion Bozen, Rekurs eingebracht werden. Im Bereich 
der öffentlichen Vergabe beträgt die Rekursfrist 30 Tage ab Kenntnisnahme (Artt. 119 und 120 GvD 
Nr. 104/2010). 

 

9. Mitteilungen und Allfälliges. 

 

Nachstehende Ratsmitglieder melden sich bei diesem Tagesordnungspunkt zu Wort: 

 

- Verena Kraus; 

- Roland Stauder; 

- Joachim Staffler; 

- Anna Holzner; 

- Kaspar Platzer; 

- Harald Stauder; 

- Karlheinz Schönweger. 
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Die Sitzung endet um 19:35 Uhr.  
 

Gelesen, bestätigt und unterfertigt: 

 

DER BÜRGERMEISTER  DER GENERALSEKRETÄR 

 

Harald Stauder 
(digital signiertes Dokument) 

 Josef Grünfelder 
(digital signiertes Dokument) 
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